
 

 

 

 1 

 

S a t z u n g 
über die Festsetzung, Gestaltung, Anbringung und 

Instandhaltung von  Hausnummern 
 

Aufgrund des § 4 Abs. 2 der Sächsischen Gemeindeordnung (SächsGemO) vom 21. April 
1993 (GVBl. S. 301) i. V. m. § 126 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Bekanntmachung vom 08. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253) beschließt der Stadtrat der 
Stadt Rodewisch in seiner Sitzung am 23.03.95 folgende Satzung: 
 
                               

§ 1 
Art und Weise der Nummerierung und 

Festsetzung der Hausnummer 
 
(1) Die Art und Weise der Nummerierung wird in den in der Anlage beigefügten Richtlinien 
geregelt. 
 
(2) Jedes zur selbständigen Nutzung bestimmte Gebäude ist mit der von dem Bauamt der 
Stadtverwaltung Rodewisch festgesetzten Hausnummer zu versehen. 
 
 

§ 2 
Gestaltung 

 
(1) Für die Hausnummern sind Schilder mit schwarzen arabischen Ziffern bzw. 
großgeschriebenen Buchstaben auf hellem Untergrund zu verwenden.  
Sie müssen gut lesbar sein.  
 
Für die Zahlen und Buchstaben wird eine Mindesthöhe von 100 mm vorgeschrieben. 
 
(2) Anstelle der in Abs. 1 genannten Schilder können auch Hausnummernleuchten, 
reflektierende Schilder, Keramik- oder Metallziffern mit gleicher Mindesthöhe verwendet 
werden. 
 
(3) Abweichungen von Abs. 1 und Abs. 2 bedürfen der Genehmigung des Bauamtes der 
Stadtverwaltung Rodewisch. 
 
(4) Den Eigentümern stehen die Inhaber grundstücksgleicher Rechte (z. B. 
Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer und Wohnungserbbauberechtigte) gleich. 
 
 

§ 3 
Ausnahmen 

 
Auf Antrag des Eigentümers oder von Amts wegen kann der Technische Ausschuss 
Ausnahmen von den Bestimmungen dieser Satzung zulassen, wenn die Durchführung 
dieser Bestimmungen zu einer unbilligen Härte führen und der Zweck dieser Satzung auf 
andere Weise erreicht werden kann. 
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§ 4 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Im Übrigen gilt die spezielle Regelung zum Anbringen von Hausnummern der 
Polizeiverordnung über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit der 
Stadt Rodewisch. 
 
 

R i c h t l i n i e n 
für die Nummerierung von Gebäuden oder bebauten Grundstücken 

 
1. Zuständigkeit 
 
Die Festsetzung und Zuteilung der Hausnummern erfolgt durch das Bauamt der 
Stadtverwaltung Rodewisch. 
 
Das ordnungsgemäße Anbringen der erstmalig zugeteilten Hausnummer wird durch das 
Bauamt bei der Gebrauchsabnahme geprüft. 
 
Bei Umnumerierungen wird das Anbringen der neuen Hausnummer durch den 
Außendienst des Bauamtes überwacht. 
 
2. Verfahren 
 
2.1 Bei der Errichtung von Neubauten werden die Hausnummern im Zuge des 
Baugenehmigungsverfahrens festgesetzt und den Bauherren nach Erteilung der 
Baugenehmigung bekanntgegeben. 
 
Bei Umnumerierungen sind die Grundstückseigentümer über die beabsichtigte Maßnahme 
vorher zu unterrichten. 
Nach Festsetzung der Umnumerierung erhalten die Grundstückseigentümer einen 
schriftlichen Bescheid. 
 
                      
2.2 Von der erfolgten Umnumerierung gibt das Bauamt folgenden Dienststellen Kenntnis: 
 
- Staatliches Vermessungsamt 
- Grundbuchamt 
- Finanzamt 
- Meldeamt 
- Ordnungsamt 
- Liegenschaftsamt 
 
 
2.3 Die Umnumerierungen werden im Rodewischer Anzeigenblatt veröffentlicht. 
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3. Nummerierungsgrundsätze 
 
3.1 Hausnummern dienen der Kennzeichnung von Gebäuden. 
Unbebaute Grundstücke werden nicht nummeriert. Für unbebaute, aber bebaubare 
Flächen an Straßen und Plätzen ist für eine Frontbreite, die den bereits bebauten 
Grundstücken entspricht, jeweils eine Hausnummer freizuhalten. Das gilt auch dann, wenn 
die unbebaute Fläche aus Kleingärten oder Grünanlagen besteht. 
 
3.2 Jedes zur selbständigen Nutzung bestimmte Gebäude ist mit einer eigenen 
Hausnummer zu bezeichnen. 
Befinden sich mehrere zur selbständigen Nutzung bestimmte Gebäude auf einem 
Grundstück, erhält jedes eine eigene Hausnummer. 
 
Doppelhausnummern - z. B. 1 - 3 - sind nicht zulässig. 
Noch bestehende Nummern dieser Art sind nach und nach in einfache Hausnummern 
umzuändern. 
 
3.3 Bei Wohnhäusern mit mehreren Eingängen bzw. Treppenhäusern, zwischen denen 
keine allgemein zugängliche Verbindung besteht, erhält jeder Eingang eine besondere 
Hausnummer. 
 
3.4 Wohn- und Geschäftsgebäuden zugeordnete Wirtschafts- und Garagengebäude auf 
einem Grundstück werden unter einer Hausnummer erfasst. 
 
3.5 Parkhäusern, Tankstellen, Bahnhöfen, Kirchen, Sportanlagen, Wartehallen mit 
Kiosken und dergl. können in besonders begründeten Fällen auf Antrag ebenfalls 
Hausnummern zugeteilt werden. 
 
3.6 Betriebsstätten (Gebäude, in denen keine Arbeitskräfte tätig sind, z. B. Pump- und 
Trafostationen, Gasregler u. ä.) erhalten keine Hausnummern. Das gilt auch für mobile 
Einrichtungen und baulich nicht selbständig zu nutzende Objekte (Schuppen, Garagen u. 
ä.). 
 
3.7 Als Hausnummern sind nur ganze Zahlen zulässig. Sie können durch große 
Buchstaben bei Bedarf ergänzt werden. Die Nummerierung vor Hintergebäuden richtet 
sich nach den allgemeinen Nummerierungsgrundsätzen. 
 
4. Umnummerierungen 
 
Umnumerierungen sind auf das unumgänglich notwendige Maß zu beschränken. 
Sie sind nur dann durchzuführen, wenn 
 
- Straßenneu- und -umbenennungen es erfordern, 
 
- die vorhandene Nummerierung fehlerhaft ist und zu Unzuträglich- 
  keiten führt, 
 
- Umbauten eine andere Nummerierung erforderlich machen, z. B. 
  Verlegung des Eingangs, 
 
- Neubauten nicht mehr in die vorhandene Nummerierung  



 

 

 

 4 

einge gliedert werden können. 
 
Nummerierungslücken allein rechtfertigen keine Umnumerierung. 
 
5. Zuordnung der Gebäude zu Straßen und Plätzen 
 
5.1 Allgemeines 
 
5.1.1 Die Nummerierung der Häuser an Straßen erfolgt in wechselseitiger Nummernfolge, 
so dass die ungeraden Hausnummern auf der linken, die geraden auf der rechten 
Straßenseite liegen, begonnen aus Richtung Stadtmitte. 
 
5.1.2 Für einseitig bebaute Straßen werden entsprechend der Straßenseite entweder 
gerade oder ungerade Hausnummern festgesetzt. 
 
5.1.3 Die Nummerierung neuer Straßenzüge beginnt in der Regel an dem der Stadtmitte 
zugekehrten Straßenstück; es sei denn, dass die Erschließung am entgegengesetzten 
Ende beginnt und somit von dort aus begonnen werden muß. 
 
In Neubaugebieten werden abgehende Straßen stets von der Sammelstraße aus 
nummeriert. Sackgassen mit eigener Straßenbezeichnung sind von der Straße aus, von 
der sie abgehen, zu nummerieren. 
 
5.1.4 Gebäude, die einem Platz zugeordnet sind, werden fortlaufend im Uhrzeigersinn 
nummeriert, und zwar beginnend an der Straßeneinmündung, die der Stadtmitte am 
nächsten liegt. 
 
5.2 die Zuordnung der Gebäude im Einzelfall 
 
5.2.1 Die Zuordnung der Hausnummer zur Straße und ihre Einordnung in die 
Nummernfolge richten sich grundsätzlich nach der Lage des Haupteinganges des 
Gebäudes. 
 
5.2.2 Ein Eckhaus wird zu der Straße nummeriert, an der sein Hauseingang liegt. 
 
Sind in dem Teil eines Eckhauses, der keinen nummerierten Hauseingang hat, über die 
Ecke hinaus Ladenlokale oder Praxen mit Nebeneingängen vorhanden, kann für alle 
Nebeneingänge dieser Hausfront eine Nummer mit der anderen Straßenbezeichnung 
gegeben werden.  
 
Rodewisch, den 23.03.95 
 
 
 
Trischmann 
Bürgermeister 
 
Anmerkung: 
Diese Satzung ist seit 01.04.95 in Kraft. 
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Hinweis: Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der SächsGemO zustandegekommen sind, ein Jahr 
nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustandegekommen. 
 
Dies gilt nicht, wenn 
 
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen 
Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, 
4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist 
a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder 
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde unter 
Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzungen begründen soll, schriftlich geltend 
gemacht worden ist. 
Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 und 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach 
Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGem0 genannten Frist jedermann diese Verletzung 
geltend machen. 
 


